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Bundesteilhabege-
setz stärkt Teilha-

be nicht 

Kritik, vielfältige Proteste 

und Diskussionen gegen 

das geplante Bundesteilha-

begesetz gab es von allen 

Seiten. Die Proteste der 

letzten Monate haben im-

merhin dazu beigetragen, 

dass das Thema ganz oben 

auf der politischen Agenda 

des Bundestages ange-

kommen ist.  

Der Deutsche Bundestag 

hat nun am 1. Dezember 

2016 das umstrittene Teil-

habegesetz beschlossen. 

Union und SPD haben die 

Chance vertan, ein moder-

nes Teilhaberecht zu schaf-

fen. Im Lichte der UN-Be-

hindertenrechtskonvention 

wäre es an der Zeit, behin-

derten Menschen die glei-

chen Rechte und Möglich-

keiten zu garantieren, wie 

nichtbehinderte Menschen 

sie selbstverständlich ge-

nießen. Das leistet das 

Teilhabegesetz bei Weitem 

nicht. Mit dem Teilhabege-

setz und der Koalition ver-

hält es sich so, als ob man 

einen Ausflug ins Erlebnis-

bad macht und der Bade-

meister dort stolz ein 

Planschbecken präsentiert. 

Trotz Teilhabegesetz bleibt 

das Wunsch- und Wahl-

recht von Menschen mit 

Behinderungen an emp-

findlicher Stelle einge-

schränkt. Nach wie vor 

können sie gezwungen 

werden, aus der eigenen 

Wohnung in ein Heim um-

zuziehen. Das widerspricht 

Artikel 19 der UN-Behin-

dertenrechtskonvention, 

wonach eine unabhängige 

Lebensführung gewährleis-

tet sein muss. Im Bereich 

der Freizeitgestaltung gibt 

es sogar Verschlechterun-

gen gegenüber geltendem 

Recht. So ist es mit dem 

Teilhabegesetz möglich,  

behinderte Menschen zu 

zwingen, sich einen Assis-

tenten in der Freizeit zu 

teilen. Dann muss sich bei-

spielsweise eine Rollifahre-

rin damit abfinden, dass 

ihre Selbstbestimmung an 

ihrer Wohnungstür endet. 

Denn wenn eine Person ins 

Kino möchte, die andere 

aber Fußball schauen will, 

müssen sie sich künftig 

einigen. Das ist eine Zumu-

tung. 

Auch das ehrenamtliche 

Engagement von Menschen 

mit Behinderungen wird 

geschwächt. Sind sie eh-

renamtlich tätig, werden 

Assistenzleistungen künftig 
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erst finanziert, wenn 

Freunde, Familie und Be-

kannte keine freiwillige und 

unentgeltliche Unterstüt-

zung leisten. Das wird es 

etwa einem Gehörlosen 

noch schwerer machen, 

sich in der Kommunalpolitik 

seiner Stadt aktiv einzu-

bringen. Dazu benötigt er 

nämlich einen professionel-

len Gebärdensprachdolmet-

scher, dessen Finanzierung 

ihm nun noch leichter vor-

enthalten werden kann. 

  

Die besonderen Interessen 

von Menschen mit sehr 

hohem Unterstützungsbe-

darf wurden im Entwurf der 

Großen Koalition von Be-

ginn an ignoriert. Diese 

Menschen stehen weiterhin 

schlecht da.  

Mit diesem Gesetz hat die 

Bundesregierung viel Ver-

trauen bei Menschen mit 

Behinderungen und ihrem 

Umfeld verspielt. Auch die 

Last-Minute Änderungen, 

mit denen die Regierungs-

fraktionen vor drei Tagen 

um die Ecke kamen, än-

dern daran nicht viel. Zwar 

wurden einige der gravie-

rendsten Verschlechterun-

gen beim Leistungszugang 

(so genannte „5 von 9“-

Regelung) und der Schnitt-

stelle zur Pflege korrigiert. 

Den Namen Bundesteilha-

begesetz hat dieses Gesetz 

trotzdem nicht verdient.                     

 
Quelle: Auszug aus der Veröffent-
lichung von Cornelia Rüffert 
 
 
 
 
 
 

 

 

Zwangs-Poolen ist 

Menschenrechts-
verletzung 

Die Interessenvertretung 

Selbstbestimmt Leben in 

Deutschland (ISL) hat das 

im Bundesteilhabegesetz 

(BTHG) vorgesehene "Poo-

len" von Assistenz ohne die 

Zustimmung der Betroffe-

nen als Menschenrechts-

verletzung verurteilt. Auf 

ihrer Mitgliederversamm-

lung in Mainz wurde die 

schönfärberische Formulie-

rung von "Leistungen, die 

gemeinsam erbracht wer-

den" deshalb auch einhellig 

kritisiert: "In diesem Punkt 

sind wir absolut unnach-

giebig und das kann auch 

nicht gegen kleine Verbes-

serungen bei der Anrech-

nung von Einkommen und 
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Vermögen aufgerechnet 

werden", so ISL-Geschäfts-
führerin Dr. Sigrid Arnade. 

Trotz Frust und Enttäu-

schung über die bislang 

überaus magere Resonanz 

des zuständigen Ministeri-

ums und der Abgeordneten 

auf die bundesweiten Pro-

testaktionen wird die ISL 

weiter aktiv sein: "Solange 

der Text nicht im Bundes-

gesetzblatt veröffentlicht 

ist, ist noch nichts ent-

schieden", so Sigrid Arna-

de. Sie hatte alle evtl. noch 

Unentschlossenen aufgeru-

fen, sich an den Aktionen 

am Anhörungstag, dem 7. 

November zu beteiligen!" 

Quelle: kobinet 

 

Das Zweite Pflege-

stärkungsgesetz 

Neuer Pflegebedürftig-

keitsbegriff und neues 

Begutachtungsverfahren 

Das Zweite Gesetz zur 

Stärkung der pflegerischen 

Versorgung und zur Ände-

rung weiterer Vorschriften 

(Zweites Pflegestärkungs-

gesetz – PSG II) ist am 1. 

Januar 2016 in Kraft getre-

ten. Das neue Begutach-

tungsverfahren und die  

Umstellung von Pflegestufe 

auf Pflegegrade sollen zum 

1. Januar 2017 wirksam 

werden.                         

Im Zuge der Pflegereform 

2016/2017 werden die ge-

setzlich definierten Pflege-

stufen 1, 2 und 3 in die 

neuen Pflegegrade 1, 2, 3, 

4 und 5 umgewandelt. Die-

se Überleitung ist in § 140 

SGB XI verankert. Ab 2017 

werden Pflegebedürftige 

und Menschen mit einge-

schränkter Alltagskompe-

tenz sowie Demenzkranke, 

längerfristig psychisch Er-

krankte oder geistig Behin-

derte je nach ihrer noch 

vorhandenen Selbststän-

digkeit in fünf Pflegegrade 

eingestuft und erhalten 

entsprechende Leistungen 

aus der Pflegeversicherung. 

Die drei Pflegestufen sowie 

die Anerkennung von ein-

geschränkter Alltagskom-

petenz z.B. von Demenz-

kranken („Pflegestufe 0“) 

werden durch die Pflege-
grade ersetzt. 

Fünf Pflegegrade statt 

drei Pflegestufen ab 

2017 – Das neue Prüf-

verfahren 

https://www.pflege.de/pflegekasse-pflegerecht/pflegeversicherung/
https://www.pflege.de/pflegekasse-pflegerecht/pflegestufen/
https://www.pflege.de/pflegekasse-pflegerecht/pflegestufen/pflegestufe-0/
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Mit dem neuen Prüfverfah-

ren NBA („Neues Begutach-

tungsassessment“) werden 

Gutachter des Medizini-

schen Dienstes der Kran-

kenversicherung (MDK) 

oder anderer Prüforganisa-

tionen ab 2017 alle neuen 

Antragsteller auf Pflegeleis-

tungen persönlich anhand 

eines Fragenkatalogs auf 

den Grad ihrer noch vor-

handenen Selbstständigkeit 

hin überprüfen. Entspre-

chend des Gutachtens ent-

scheidet dann die zuständi-

ge Pflegekasse, ob sie ih-

rem Versicherten einen 

Pflegegrad zubilligt oder 
seinen Antrag ablehnt. 

Wie selbstständig ein An-

tragsteller noch ist, ermit-

teln die Prüfer mit dem 

neuen Begutachtungsin-

strument NBA nach einem 

Punktesystem. Dabei gilt: 

Je mehr Punkte der Begut-

achtete erhält, einen umso 

höheren Pflegegrad und 

umso mehr Pflege- und Be-

treuungsleistungen geneh-
migt seine Pflegekasse. 

Pflegegrad 1:                  

Geringe Beeinträchtigung der 

Selbständigkeit (12,5 bis unter 

27 Punkte) 

Pflegegrad 2:                    

Erhebliche Beeinträchtigung 

der Selbständigkeit (27 bis 

unter 47,5 Punkte) 

Pflegegrad 3:                     

Schwere Beeinträchtigung der 

Selbständigkeit (47,5 bis unter 

70 Punkte) 

Pflegegrad 4:                

Schwerste Beeinträchtigung 

der Selbständigkeit (70 bis 

unter 90 Punkte) 

Pflegegrad 5:                   

Schwerste Beeinträchtigung 

der Selbstständigkeit mit be-

sonderen Anforderungen an 

die pflegerische Versorgung 

(90 bis 100 Punkte). 

Einzige Ausnahme: Pflege-

bedürftige mit besonderen 

Bedarfskonstellationen, die 

bisherigen Härtefälle mit 

Pflegestufe 3, die einen 

„spezifischen, außerge-

wöhnlich hohen Hilfebedarf 

mit besonderen Anforde-

rungen an die Pflegever-

sorgung“ haben, können 

Pflegegrad 5 erhalten, auch 

wenn sie die dafür notwen-

dige Mindestzahl von 90 

Punkten bei der Begutach-
tung nicht erreicht haben. 

 

https://www.pflege.de/pflegekasse-pflegerecht/pflegeversicherung/mdk/
https://www.pflege.de/pflegekasse-pflegerecht/pflegeversicherung/mdk/
https://www.pflege.de/pflegekasse-pflegerecht/pflegeversicherung/mdk/
https://www.pflege.de/pflegekasse-pflegerecht/pflegegrade/pflegegrad-1/
https://www.pflege.de/pflegekasse-pflegerecht/pflegegrade/pflegegrad-2/
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Wie erhalten Pflegebe-

dürftige einen Pflege-
grad? 

Menschen, die 2017 erst-
mals den Antrag auf Pfle-
geleistungen bei der Pfle-

gekasse stellen: 

 

Wer ab 2017 erstmals ei-

nen Antrag auf Pflegeleis-

tungen bei seiner Pflege-

kasse stellt, wird anschlie-

ßend nach dem neuen 

Prüfverfahren NBA („Neues 

Begutachtungsassess-

ment“) persönlich begut-

achtet.  

Dabei ermitteln Gutachter 

des Medizinischen Dienstes 

der Krankenversicherung 

(MDK) und anderer Dienste 

bei gesetzlich Versicherten 

oder die Medicproof GmbH 

bei privat Versicherten den 

Grad ihrer noch vorhande-

nen Selbstständigkeit und 

empfehlen ggf. einen Pfle-

gegrad, in den der Versi-

cherte eingestuft werden 

sollte. Letztlich entscheidet 

die Pflegekasse des An-

tragstellers über die Ge-

nehmigung eines Pflege-

grades und der damit ver-

bundenen Pflegeleistungen. 

 
 
 
 

Menschen, die 2016 bereits 

eine anerkannte Pflegestu-
fe haben: 
 

Wer im Jahr 2016 bereits 

eine anerkannte körperli-

che Pflegebedürftigkeit hat 

(Stufe 1, 2 oder 3) und wer 

eine anerkannte einge-

schränkte Alltagskompe-

tenz (sog. „Pflegestufe 0“) 

hat, wird 2017 nicht erneut 

begutachtet. Entsprechend 

der folgenden Tabelle wer-

den anerkannte Pflegestu-

fen dann automatisch in die 

neuen Pflegegrade umge-

wandelt. 

 

Pflegestufen umrechnen  

Bei der Umwandlung einer 

Pflegestufe in einen Pflege-

grad zum 01.01.2017 soll 

niemand schlechter gestellt 

werden – dafür sorgt der 

sog. Bestandsschutz. Die 

Umwandlung der Pflegestu-

fen in Pflegegrade erfolgt 

auf Basis eines gesetzlich 

geregelten Systems, das 

neben der vorhandenen 

Pflegestufe auch von der 

eingeschränkten Alltags-
kompetenz abhängt.  

 

 



 7 

Pflegestufe wird zu Pflegegrad 

Pflegestufe 0 mit 
eingeschränkter 
Alltagskompetenz 

wird                
Pflegegrad 2 

Pflegestufe 1 wird                 
Pflegegrad 2 

Pflegestufe 1 mit 
eingeschränkter 
Alltagskompetenz 

wird                  
Pflegegrad 3 

Pflegestufe 2 wird                   
Pflegegrad 3 

Pflegestufe 2 mit 
eingeschränkter 
Alltagskompetenz 

wird                  
Pflegegrad 4               

Pflegestufe 3 wird                     
Pflegegrad 4 

Pflegestufe 3 mit 
eingeschränkter 
Alltagskompetenz 

wird                      
Pflegegrad 5 

 
Quelle: https://www.pflege.de 
 
 
 

 

 

Bundesverfas-

sungsgericht gibt 
Behindertem Recht 

Das Bundesverfassungs-

gericht stärkt Behinder-

te im Streit ums Budget: 

Eine vorübergehende 

Anhebung während des 

Verfahrens kann gebo-
ten sein. 

Streiten Behinderte um die 

Höhe ihres Persönlichen 

Budgets, kann es schnell 

zu einem Problem kom-

men: Das Geld für die 

selbst eingestellten Hilfs- 

und Pflegekräfte geht aus, 

noch ehe die Gerichte ab-

schließend entschieden ha-

ben. In dieser Situation ist 

eine vorläufige Erhöhung 

des Budgets geboten, ent-

schied nun das Bundesver-

fassungsgericht in Karlsru-

he. Andernfalls werde das 

Grundrecht auf effektiven 
Rechtsschutz verletzt. 

Damit gab das Bundesver-

fassungsgericht einem Be-

hinderten aus Rheinland-

Pfalz die Chance, seinen 

Streit mit den Sozialbehör-
den auszutragen.  

Beschwerdeführer reich-

te Budget nicht aus 

Als Folge einer frühkindli-

chen Hirnschädigung ist er 

auf ständige Pflege und 

Unterstützung angewiesen. 

Statt Pflege-Sachleistungen 

in Anspruch zu nehmen, 

hat er sich für das Arbeit-

gebermodell mit Persönli-

chem Budget entschieden. 

Dies ist ein Topf aus gege-

benenfalls verschiedenen 

Sozialleistungen, die dem 

https://www.pflege.de/
http://www.aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/berufspolitik/article/654120/kommentar-viele-aufgaben-geld.html?sh=2&h=-1592018106
http://www.aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/berufspolitik/article/654120/kommentar-viele-aufgaben-geld.html?sh=2&h=-1592018106
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Behinderten zustehen. Da-

von kann er selbst Hilfs- 
und Pflegekräfte einstellen. 

Dem Beschwerdeführer 

reichte das Budget nicht 

aus, er klagte. Das Sozial-

gericht erließ zunächst eine 

einstweilige Anordnung, 

wonach das Budget wäh-

rend des Verfahrens erhöht 

werden sollte. Für einen 

neuen Bewilligungszeit-

raum wurde diese Anord-
nung aber nicht verlängert. 

Bundesverfassungsge-
richt folgt Beschwerde 

Mit seiner Verfassungsbe-

schwerde machte der Be-

hinderte geltend, ihm dro-

he Privatinsolvenz. Ohne 

eine vorläufige Anhebung 

seines Persönlichen Bud-

gets müsse er das Arbeit-

gebermodell aufgeben, oh-

ne daß es zu einer rechtli-

chen Klärung der Höhe sei-

nes Budgets kommen 

kann.                                  

Dem ist das Bundesverfas-

sungsgericht nun gefolgt. 

Die Beschwerde sei "offen-

sichtlich begründet". Das 

gerichtliche Eilverfahren 

diene u.a. dazu, dass bis zu 

einer rechtskräftigen Ent-

scheidung keine "vollende-

ten Tatsachen" geschaffen 

werden. Genau dies aber 
drohe hier. 

Sofern die Forderungen des 

Mannes nicht offensichtlich 

überhöht sind, müssten 

ihm die Sozialgerichte 

einstweilig höhere Leistun-

gen zusprechen. Andern-

falls werde sein Grundrecht 

auf effektiven Rechtsschutz 
verletzt.  

 

Kfz-Förderung 

rechtlich weiter 
etabliert 

Az.: L 7 SO 1119/10 

Es gibt zur Kfz-Förderung 

ein aktuelles Urteil des 

Landessozialgerichtes Ba-

den-Württemberg. In die-

sem Urteil erkannte das 

Gericht den Anspruch eines 

Mannes auf die Kosten-     

übernahme für ein KFZ mit 

Umbau durch den Sozialhil-
feträger an.  

In Anlehnung an die bishe-

rigen Auslegungen des Ar-

tikels 3 GG durch Bundes-

verfassungsgericht schrieb 

das LSG „Der Teilhabebe-

darf besteht im Ausgleich 

behinderungsbedingter 

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=187077
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Nachteile; maßgebliche 

Vergleichsgruppe ist der 

nichtbehinderte und nicht 

sozialhilfebedürftige 

Mensch vergleichbaren Al-

ters."                                

Im vorliegenden Urteil legt 

das Gericht den Satz auch 

gleich in Bezug auf das 

pflichtgemäße Ermessen 

aus: „Ermessen steht dem 

Sozialhilfeträger bei Men-

schen mit wesentlicher Be-

hinderung hinsichtlich des 

‚Ob' der Leistung freilich 
nicht zu."                                               

Hier hat das LSG einen 

kräftigen Riegel vorgescho-

ben und es gibt auch zu 

verstehen, dass eine Kraft-

fahrzeughilfe nicht auf die 

Teilhabe am Arbeitsleben 

beschränkt ist. Ausschlag-

gebend „ist mithin die kon-

krete, individuelle Lebens-

situation des behinderten 

Menschen, wobei in die Ge-

samtwürdigung seine Be-

dürfnisse und Wünsche, 

aber auch Art und Ausmaß 

der Behinderung einzube-

ziehen sind." Und das Ge-

richt führt weiter aus: „Al-

lein von diesen Ausgangs-

punkten sind sonach Reich-

weite und Häufigkeit der 

Teilhabe des behinderten 

Menschen am Leben in der 

Gemeinschaft als sozialer 

Rehabilitation zu bestim-

men; nicht maßgeblich sind 

dagegen die Vorstellungen 
des Sozialhilfeträgers." 

„Mit Blick auf den anzule-

genden individuellen, per-

sonenzentrierten Maßstab 

lässt sich eine Mindesthäu-

figkeit der Fahrzeugnut-

zung nicht übergreifend 

und schematisch festlegen; 

abzustellen ist vielmehr auf 

den Einzelfall unter Würdi-

gung der individuellen Le-

bensverhältnisse des be-

hinderten Menschen sowie 

der Art und Schwere seiner 
Behinderung." 

Das Gericht macht die Kfz-

Förderung an folgenden 

Bedingungen fest: In der 

ersten Prüfung muss unter-

sucht werden, ob öffentli-

che Verkehrsmittel möglich 

sind. Wird dies verneint, 

wird geprüft, ob Spezial-

fahrdienste in ausreichen-

der Zahl und Verfügbarkeit 

ohne Einschränkungen vor-

handen sind. Ist das zu 

verneinen, ist das Ermes-

sen des Kostenträgers hin-

sichtlich des „ob" ausge-

schaltet.                            

Es steht dem Kostenträger 

frei, die Förderung auch an 

ein Gebrauchtfahrzeug zu 

binden, allerdings wird man 
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ja wohl kaum, da die Um-

bauten auf den jeweiligen 

behinderten Menschen an-

gepasst werden, neue Um-

bauten in alte Fahrzeuge 
einbauen. 

Diese Rechtsprechung hat 

die Gesetzgebung weit hin-

ter sich gelassen und sich 

an der Verfassung und der 
BRK orientiert. 

Hier finden Sie aktuelle 

Urteile zu dem Thema: 

http://www.mobil-mit-
behinderung.de/content/pa-
ges/36055.htm 

Quelle: kobinet-nachrichten.de 

 

Krankenkasse hat 

Therapie durch 

Schweigen bewil-
ligt 

AZ B1 KR 25/15 R 

Krankenkassen müssen An-
träge binnen weniger Wo-
chen ablehnen, sonst gel-
ten sie als bewilligt. Das 
steht so im Gesetz. Und gilt 
auch, wenn sie Gutachten 
einholen, von denen der 

Patient nichts weiß, so das 

BSG. Eine klare Ansage an 

die Krankenkassen. 

Wenn eine Krankenkasse 

einen Antrag auf Übernah-

me der Kosten einer The-

rapie nicht binnen der ge-

setzlich vorgesehenen Fris-

ten ablehnt, gilt dieser als 

bewilligt. Das hat das Bun-

dessozialgericht (BSG) 
klargestellt.  

Im entschiedenen Fall hat-

te eine Krankenkasse die 

Kostenübernahme für 25 

Sitzungen psychotherapeu-

tische Leistungen erst nach 

knapp 6 Wochen abge-

lehnt. Sie hatte zwischen-

zeitlich ein Gutachten ein-

geholt, dies dem Mitglied 

aber nicht mitgeteilt. Der 

Mann bezahlte selbst und 

wollte die 2.200 € erstattet 

haben.                                    

Die höchsten deutschen 

Sozialrichter urteilten nun, 

dass die Krankenkasse zah-

len muss, weil sie sich zu 

lange Zeit gelassen habe. 

Die Revision der Kasse wies 

der 1. Senat zurück. Auch 

die Vorinstanzen hatten zu-

gunsten des Klägers ent-

schieden. Der Mann durfte 

die begehrte Therapie, die 

nicht offensichtlich außer-

halb des Leistungskatalogs 

der gesetzlichen Kranken-

http://www.mobil-mit-behinderung.de/content/pa-ges/36055.htm
http://www.mobil-mit-behinderung.de/content/pa-ges/36055.htm
http://www.mobil-mit-behinderung.de/content/pa-ges/36055.htm
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versicherung liegt, auf-

grund der Einschätzung 

seiner Therapeutin für er-
forderlich halten. 

Quelle: www.to.de 

 

 

 

 

Trauer ... 

…. um Barbara Stötzer-

Manderscheid 

 

 

 

 

Die traurige Nachricht er-

reichte uns am 14. Oktober 

2016. Wir können es noch 

gar nicht fassen. 63-jährig 

verstarb die langjährige 

Aktivistin der Selbstbe-

stimmt-Leben-Bewegung in 

Weimar.                                 

Sie erlebte die Wende als 

eine Zeit des Um- und Auf-

bruchs in den Reihen der 

Bürgerrechtsbewegung und 

als aktive Mitstreiterin in 

der Behindertenpolitik, als 

Mitbegründerin von Behin-

dertenverbänden, Selbst-

hilfegruppen und Aktions-

bündnissen. Sie leitete von 

1996 - 2000 das erste Pro-

jekt für Frauen mit Behin-

derungen in den neuen 

Bundesländern im Suhler 

Frauenzentrum. Viele Jahre 

arbeitete sie hauptberuflich 

in Verbänden der Selbstbe-

stimmt-Leben-Bewegung, 

vertrat Menschen mit Be-

hinderungen in verschiede-

nen Beiräten, Landes- und 

Bundesausschüssen und 

bei internationalen Kon-

gressen. Vor allem ihre 

mehrjährige Tätigkeit in 

der ISL-Bundesgeschäfts-

stelle in Jena sowie ihr eh-

renamtliches Engagement 

als gesundheitspolitische 

Sprecherin der ISL und als 

Patientenvertreterin beim 

Gemeinsamen Bundesaus-

schuss bleiben unverges-

sen.                                         

Es fällt uns schwer, von 

unserer Mitstreiterin Ab-

schied zu nehmen. Wer sie 

gekannt hat, wird Barbara 

Stötzer-Manderscheid als 

kluge, engagierte, warm-

herzige Kämpferin in Erin-

nerung behalten. 

Barbara, wir werden 
Dich vermissen! 

http://www.to.de/
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Hilfsmittelbörse 

für geflüchtete be-

hinderte Menschen     

Es gibt seit Oktober eine 

Hilfsmittelbörse für behin-

derte Geflüchtete mit einer 

eigenen Internetseite unter 
www.ability4refugees.de .  

Mit dieser Initiative wollen 

die Andreas-Mohn-Stiftung 

und der Behindertenver-

band Interessenvertretung 

Selbstbestimmt Leben in 

Deutschland (ISL) dazu 

beitragen, die Versorgung 

von Flüchtlingen mit Hilfs-

mitteln zu erleichtern. Ge-

rade in diesem Bereich gibt 

es großen Bedarf, da rest-

riktive gesetzliche Rege-

lungen nur eine akute me-

dizinische Versorgung vor-

sehen. 

 

Die Hilfsmittelbörse wurde 

seit Februar 2016 auf einer 

Facebook-Plattform ange-

boten. Da sich aus Rück-

meldungen ergab, dass 

dieses Angebot nicht aus-

reicht, entschlossen sich 

die Initiatoren, eine ent-

sprechende Internetseite 

anzubieten.                       

Auf der deutsch-englischen 

Website können Hilfsmittel 

in den drei Kategorien 

Kommunikation, Wohnen 

und Mobilität angeboten 

oder gesucht werden. Da-

bei müssen die Hilfsmittel 

kostenlos angeboten wer-

den. "So können sich An-

bietende und Suchende von 

Hilfsmitteln ab sofort noch 

leichter vernetzen und aus-

tauschen", berichtet Dr. 

Sigrid Arnade, Geschäfts-
führerin der ISL. 

Quelle: kobinet-nachrichten.de  

 

 

 

 

 

 

Wir wünschen allen un-

seren Leserinnen und 

Lesern besinnliche 

Weihnachtsfeiertage 

und einen guten Rutsch 
ins neue Jahr! 

http://www.ability4refugees.de/

